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Eigenes Handeln der Vormundschaftsbehörde in einer Erbteilung
Sachverhalt

Nach dem Tod der Ehefrau soll eine Liegenschaft im Eigentum der Erbengemeinschaft mittels eines abzuschliessenden partiellen Erbteilungsvertrags auf die Nachkommen übertragen werden. 
Der überlebende Ehegatte ist nicht mehr in der Lage, eine entsprechende Urkunde zu unterzeichnen (im Alltag besorgen die Angehörigen seine Geschäfte mittels Vollmacht). 
Es handelt sich hier meines Erachtens um eine technische Interessenskollision - wäre es möglich, dass die VB direkt unterzeichnet? 
1) Wenn ja, wäre Art. 392 Abs. 2 ZGB Ingress der richtige Artikel/Zusatz? 
2) Oder ist eine Beistandschaft Art. 392 Abs. 2 ZGB  ad hoc und Ernennung einer Person erforderlich? 
3) Wer müsste die Urkunde unterzeichnen im Fall 1? (VB-Präsident und Gemeindeschreiber? Oder nur VB-Präsident?) 
Erwägungen

1. Weil die Liegenschaft im Rahmen eines partiellen Erbteilungsvertrages an Miterben zugewiesen werden soll, handelt es sich um eine abstrakte Interessenkollision. Ein beteiligter Bevollmächtigter kann daher nicht in eigenem Namen und im Namen des Vertretenen handeln. Daher ist Ihr Schluss, es bedürfe einer gesetzlichen Vertretung, zutreffend.

2. Die Vormundschaftsbehörde darf ad hoc und bei Vorliegen eines besonderen Grundes anstelle eines Beistandes handeln und dessen Aufgaben erledigen. Es handelt sich aber nie um eine generelle Vertretungsmacht der Vormundschaftsbehörde, weshalb sie auch nie das Amt des Mandatsträgers selbst ausüben dürfte. Vielmehr beschränkt sich das eigene Handeln der Vormundschaftsbehörde auf Situationen, bei welchen die Ernennung eines Beistandes eine reine Formalität darstellen würde, weil der Sachverhalt klar ist, keine Verhandlungen und weiteren Fachkenntnisse erforderlich sind und die Angelegenheit dringlich und rasch lösbar ist (Schnyder/Murer, Berner Kommentar, N 59-62 zu Art. 61 und N 36 zu Art. 392 ZGB).

3. Bei Erbteilungen sind immer mindestens zwei Prüfungsbereiche zu beachten, bevor (manchmal nur scheinbar) klare Situationen mittels eigenen Handelns der Vormundschaftsbehörde bewältigt werden. Einerseits muss aufgrund von verlässlichen Verkehrswertschatzungen des Nachlasses (und nicht nur aufgrund eines Inventars, das oft andere, nämliche steuerrechtliche Berechnungsgrundlage enthält) gewiss sein, welches die Erbanteile sind, und zweitens ist zu beurteilen, ob der Teilungsvorgang den Interessen des Vertretenen gerecht wird. 

4. Damit lassen sich Ihre Fragen wie folgt beantworten:

a. Wenn ja, wäre Art. 392 Abs. 2 ZGB Ingress der richtige Artikel/Zusatz? 
Im Gegensatz zu Art. 393 ZGB bietet der Ingress zu Art. 392 ZGB keine direkte Grundlage. Es war aber bereits in der Erläuterungen zum Vorentwurf des ZGB (Eugen Huber, Erläuterungen, 2. Auflage, 1914, S. 300) und seither in der bundesgerichtlichen Praxis (BGE 69 I 221 und 86 II 211) sowie in der Lehre (Helen Pfander, Die Beistandschaft, Diss. 1932, S. 15; Schnyder/Murer, Berner Kommentar, N 59-62 zu Art. 61 und N 36 zu Art. 392 ZGB) anerkannt, dass die Vormundschaftsbehörde in den unter Ziff. 2 oben genannten Ausnahmefällen ad hoc handeln darf.

b. Oder ist eine Beistandschaft Art. 392 Abs. 2 ZGB  ad hoc und Ernennung einer Person erforderlich? 
Nein, sofern der Sachverhalt klar ist und mit Bezug auf die Erbteilungsansprüche keine Fragen offen sind.

c. Wer müsste die Urkunde unterzeichnen im Fall 1? (VB-Präsident und Gemeindeschreiber? Oder nur VB-Präsident?) 
Die Urkunde ist von den autorisierten Vertretern der Vormundschaftsbehörde zu unterzeichnen. Das sind in aller Regel der/die Präsident/in und der/die Sekretär/in.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 18. Dezember 2007
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